
Auszüge aus dem SGB VIII 

§ 86 
Örtliche Zuständigkeit für Leistungen an Kinder, Jugendliche und ihre Eltern 

(1) 1Für die Gewährung von Leistungen nach diesem Buch ist der örtliche Träger zuständig, 
in dessen Bereich die Eltern ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. 2An die Stelle der Eltern 
tritt die Mutter, wenn und solange die Vaterschaft nicht anerkannt oder gerichtlich festgestellt 
ist. 3Lebt nur ein Elternteil, so ist dessen gewöhnlicher Aufenthalt maßgebend. 

(2) 1Haben die Elternteile verschiedene gewöhnliche Aufenthalte, so ist der örtliche Träger 
zuständig, in dessen Bereich der personensorgeberechtigte Elternteil seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; dies gilt auch dann, wenn ihm einzelne Angelegenheiten der Personensorge 
entzogen sind. 2Steht die Personensorge im Fall des Satzes 1 den Eltern gemeinsam zu, so 
richtet sich die Zuständigkeit nach dem gewöhnlichen Aufenthalt des Elternteils, bei dem das 
Kind oder der Jugendliche vor Beginn der Leistung zuletzt seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hatte. 3Hatte das Kind oder der Jugendliche im Fall des Satzes 2 zuletzt bei beiden 
Elternteilen seinen gewöhnlichen Aufenthalt, so richtet sich die Zuständigkeit nach dem 
gewöhnlichen Aufenthalt des Elternteils, bei dem das Kind oder der Jugendliche vor Beginn 
der Leistung zuletzt seinen tatsächlichen Aufenthalt hatte. 4Hatte das Kind oder der 
Jugendliche im Fall des Satzes 2 während der letzten sechs Monate vor Beginn der Leistung 
bei keinem Elternteil einen gewöhnlichen Aufenthalt, so ist der örtliche Träger zuständig, in 
dessen Bereich das Kind oder der Jugendliche vor Beginn der Leistung zuletzt seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hatte; hatte das Kind oder der Jugendliche während der letzten 
sechs Monate keinen gewöhnlichen Aufenthalt, so richtet sich die Zuständigkeit nach dem 
tatsächlichen Aufenthalt des Kindes oder des Jugendlichen vor Beginn der Leistung. 

(3) Haben die Elternteile verschiedene gewöhnliche Aufenthalte und steht die 
Personensorge keinem Elternteil zu, so gilt Absatz 2 Satz 2 und 4 entsprechend. 

(4) 1Haben die Eltern oder der nach den Absätzen 1 bis 3 maßgebliche Elternteil im Inland 
keinen gewöhnlichen Aufenthalt, oder ist ein gewöhnlicher Aufenthalt nicht feststellbar, oder 
sind sie verstorben, so richtet sich die Zuständigkeit nach dem gewöhnlichen Aufenthalt des 
Kindes oder des Jugendlichen vor Beginn der Leistung. 2Hatte das Kind oder der 
Jugendliche während der letzten sechs Monate vor Beginn der Leistung keinen 
gewöhnlichen Aufenthalt, so ist der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich sich das 
Kind oder der Jugendliche vor Beginn der Leistung tatsächlich aufhält. 

(5) 1Begründen die Elternteile nach Beginn der Leistung verschiedene gewöhnliche 
Aufenthalte, so wird der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich der 
personensorgeberechtigte Elternteil seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat; dies gilt auch dann, 
wenn ihm einzelne Angelegenheiten der Personensorge entzogen sind. 2Solange in diesen 
Fällen die Personensorge beiden Elternteilen gemeinsam oder keinem Elternteil zusteht, 
bleibt die bisherige Zuständigkeit bestehen. 3Absatz 4 gilt entsprechend. 

(6) 1Lebt ein Kind oder ein Jugendlicher zwei Jahre bei einer Pflegeperson und ist sein 
Verbleib bei dieser Pflegeperson auf Dauer zu erwarten, so ist oder wird abweichend von 
den Absätzen 1 bis 5 der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich die Pflegeperson ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 2Er hat die Eltern und, falls den Eltern die Personensorge nicht 
oder nur teilweise zusteht, den Personensorgeberechtigten über den Wechsel der 
Zuständigkeit zu unterrichten. 3Endet der Aufenthalt bei der Pflegeperson, so endet die 
Zuständigkeit nach Satz 1. 

§ 86c SGB VIII Fortdauernde Leistungsverpflichtung und Fallübergabe bei 
Zuständigkeitswechsel 



(1) Wechselt die örtliche Zuständigkeit für eine Leistung, so bleibt der bisher zuständige 
örtliche Träger so lange zur Gewährung der Leistung verpflichtet, bis der nunmehr 
zuständige örtliche Träger die Leistung fortsetzt. Dieser hat dafür Sorge zu tragen, dass der 
Hilfeprozess und die im Rahmen der Hilfeplanung vereinbarten Hilfeziele durch den 
Zuständigkeitswechsel nicht gefährdet werden. 
(2) Der örtliche Träger, der von den Umständen Kenntnis erhält, die den Wechsel der 
Zuständigkeit begründen, hat den anderen davon unverzüglich zu unterrichten. Der bisher 
zuständige örtliche Träger hat dem nunmehr zuständigen örtlichen Träger unverzüglich die 
für die Hilfegewährung sowie den Zuständigkeitswechsel maßgeblichen Sozialdaten zu 
übermitteln. Bei der Fortsetzung von Leistungen, die der Hilfeplanung nach § 36 Absatz 2 
unterliegen, ist die Fallverantwortung im Rahmen eines Gespräches zu übergeben. Die 
Personensorgeberechtigten und das Kind oder der Jugendliche sowie der junge Volljährige 
oder der Leistungsberechtigte nach § 19 sind an der Übergabe angemessen zu beteiligen. 

§ 89a 
Kostenerstattung bei fortdauernder Vollzeitpflege 

(1) 1Kosten, die ein örtlicher Träger aufgrund einer Zuständigkeit nach § 86 Abs. 6 
aufgewendet hat, sind von dem örtlichen Träger zu erstatten, der zuvor zuständig war oder 
gewesen wäre. 2Die Kostenerstattungspflicht bleibt bestehen, wenn die Pflegeperson ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt ändert oder wenn die Leistung über die Volljährigkeit hinaus nach § 
41 fortgesetzt wird. 

(2) Hat oder hätte der nach Absatz 1 kostenerstattungspflichtig werdende örtliche Träger 
während der Gewährung einer Leistung selbst einen Kostenerstattungsanspruch gegen 
einen anderen örtlichen oder den überörtlichen Träger, so bleibt oder wird abweichend von 
Absatz 1 dieser Träger dem nunmehr nach § 86 Abs. 6 zuständig gewordenen örtlichen 
Träger kostenerstattungspflichtig 

§ 89c 
Kostenerstattung bei fortdauernder oder vorläufiger Leistungsverpflichtung 

(1) 1Kosten, die ein örtlicher Träger im Rahmen seiner Verpflichtung nach § 86c 
aufgewendet hat, sind von dem örtlichen Träger zu erstatten, der nach dem Wechsel der 
örtlichen Zuständigkeit zuständig geworden ist. 2Kosten, die ein örtlicher Träger im Rahmen 
seiner Verpflichtung nach § 86d aufgewendet hat, sind von dem örtlichen Träger zu 
erstatten, dessen Zuständigkeit durch den gewöhnlichen Aufenthalt nach §§ 86, 86a und 86b 
begründet wird. 

(2) Hat der örtliche Träger die Kosten deshalb aufgewendet, weil der zuständige örtliche 
Träger pflichtwidrig gehandelt hat, so hat dieser zusätzlich einen Betrag in Höhe eines 
Drittels der Kosten, mindestens jedoch 50 Euro, zu erstatten. 
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